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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 12.— 


(Nr. 3238.) Verordnung vom 16. Februar 1850., betreffend die Wiederherſtellung der bei 
dem Brande der Stadt Guttentag im Jahre 1846. vernichteten Hypo⸗ 
thekenbuͤcher und Grundakten und die Amortiſation der dabei verloren 
gegangenen Dokumente. 


Da bei dem am 1. Juni 1846. in der Stadt Guttentag ſtattgefundenen 
Brande die Hypothekenbuͤcher und Grundakten des damaligen Stadtgerichts 
Guttentag und der Gerichtsaͤmter von Frei⸗Kadlub und Kolonie Friedrichsgraͤtz 
zum großen Theil verbrannt, Behufs deren Wiederherſtellung aber nach $. 3. 
Titel 4. der Allgemeinen Hypotheken⸗Ordnung beſondere Anweiſungen erforder- 
lich find, fo beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 9. Februar d. J. 

1) Alle diejenigen, denen auf ſolche in der jetzt zur Gerichts-Rommiſſion 
Guttentag gehörigen Stadt Guttentag, in dem zum Kreisgerichte Ro⸗ 
ſenberg gehoͤrigen Dorfe Frei⸗Kadlub und in der zum Kreisgerichte Op⸗ 
peln gehörigen Kolonie Friedrichsgraͤtz gelegene Grundſtuͤcke oder Gerech⸗ 
tigkeiten, woruͤber das Hypothekenbuch und die Grundakten, oder eins 
von beiden vernichtet find, Eigenthums⸗, Hypotheken- oder andere Real⸗ 
Rechte oder Anſpruͤche zuftehen, ſollen durch eine in den öffentlichen An⸗ 
zeiger der Amtsblaͤtter der Regierungen zu Oppeln und Breslau dreimal 
(monatlich einmal) einzuruͤckende und an der betreffenden Gerichtsſtelle 
auszuhaͤngende Vorladung öffentlich aufgefordert werden, 

ihre Rechte oder Anſpruͤche innerhalb einer dreimonatlichen Friſt, 
deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei dem 
betreffenden Gerichte anzumelden und nachzuweiſen. 

2 Wer dieſer Aufforderung keine Folge leiſtet, behaͤlt zwar ſeine Rechte 
gegen die Perſon ſeines Schuldners und deſſen Erben, er kann ſich auch 
an das ihm verhaftete Grundſtuͤck halten, ſo lange ſich ſolches noch in 
den Haͤnden ſeines Schuldners oder deſſen Erben befindet; er verliert 
aber, in ſoweit der Schuldner das Recht oder den Anſpruch nicht ſelbſt 
zur Eintragung angemeldet, oder, wenn der Richter aus anderen Doku⸗ 
menten davon Kenntniß erhielt, ſolche nicht anerkannt und deren Ein⸗ 
tragung e hat, 5 

a) fein Realrecht in Beziehung auf jeden Dritten, der im redlichen 
Jahrgang 1850. (Nr. 3238.) i 22 Glau⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Maͤrz 1850. 
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Glauben an die Richtigkeit des Hypothekenbuchs nach deſſen 
Wiederherſtellung das Grundſtuͤck oder die Gerechtigkeit erwirbt, 
b) fein Vorzugsrecht in Beziehung auf alle uͤbrige Realberechtigte, 
deren Hypotheken- oder andere Realanſpruͤche vor den ſeinigen 
eingetragen worden ſind, 
und haftet zugleich fuͤr jeden von ſeinem Dokument ſpaͤterhin gemachten 
Mißbrauch und den dadurch und aus der Nichtbefolgung der an ihn 
ergangenen Aufforderung entſtandenen Schaden. Dieſe Folgen find in 
der Öffentlichen Vorladung zu 1. den Ausbleibenden anzukuͤndigen. 

3) Die Intereſſenten ſollen bei dieſem Aufgebot und der Wiederherſtellung 
der Hypothekenbuͤcher und Grundakten von allen Gerichtskoſten und 
Stempelgebuͤhren befreit ſein. 

4) Wenn nach dieſen Vorſchriften das Aufgebot erfolgt iſt, bedarf es auch 
weiter keines beſonderen Aufgebots zur Amortiſation der bis dahin ver— 
lorenen, auf einen gewiſſen Inhaber lautenden Hypotheken-Inſtrumente, 
welche die Grundſtuͤcke betreffen, die innerhalb des Bezirks belegen ſind, 
uͤber welchen ſich das Aufgebot erſtreckt, vielmehr ſoll die Quittung, oder, 
ſoweit der Anſpruch noch beſteht, der Mortifikationsſchein des Berechtig⸗ 
ten auch die Stelle des Praͤkluſions⸗Erkenntniſſes vertreten. 

5) Bei nothwendigen Subhaſtationen, welche gegenwaͤrtig und bis zur er⸗ 
folgten Wiederherſtellung des Hypothekenbuchs eingeleitet worden, iſt 
das Gericht verbunden, die Aufnahme der Taxe und den Bietungstermin 
nur denjenigen . ee e und Realberechtigten beſonders be- 
kannt zu machen, deren Rechte bis zur Einleitung der Subhaſtation zu 
den neu angelegten Grundakten angemeldet ſind. Allen etwanigen, dem 
Gerichte noch nicht wieder bekannt gewordenen Hypothekenglaͤubigern und 
Realberechtigten, ſowie allen ſonſtigen unbekannten Realpraͤtendenten, iſt 
in dem öffentlichen Subhaſtations⸗Patente die Warnun zu ſtellen: daß 
bei ihrem Ausbleiben im Bietungstermine ohne Rückſicht auf ſie mit 
dem Zuſchlage und der Vertheilung der Kaufgelder werde verfahren und 
ſie mit ihren Rechten und Anſpruͤchen an das Gut nicht weiter werden 
gehoͤrt werden. a 

| Sie haben dieſe Verordnung durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 16. Februar 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
Simons. 


An den Juſtizminiſter. 


(Nr. 3239.) 
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(Nr. 3239.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde, betreffend die Statut- Aenderungen, welche 
durch die mit der Aachen-Duͤſſeldorfer und der Ruhrort-Crefeld- Kreis 
Gladbacher Eiſenbahn-Geſellſchaft beziehungsweiſe unterm 29ſten und 
26ften September 1849. abgeſchloſſenen Vertraͤge herbeigefuͤhrt worden. 
Vom 4. Maͤrz 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem mit der Aachen-Duͤſſeldorfer und der Ruhrort⸗Crefeld-Kreis 
Gladbacher Eiſenbahn-Geſellſchaft beziehungsweiſe unterm 29ſten und 26ſten 
September 1849. die 1 9 88 8 Vertraͤge abgeſchloſſen worden, durch welche 
die Statuten beider Geſellſchaften theilweiſe abgeaͤndert werden, wollen Wir 
dieſen Aenderungen mit Bezug auf Artikel 23. des Statuts der Aachen⸗Duͤſſel⸗ 
dorfer Eiſenbahn-Geſellſchaft (Gefeß- Sammlung für 1846. S. 404. ff.) und 
auf Artikel 24. der Statuten der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft (Geſetz- Sammlung für 1847. S. 46, ff.) Unſere landesherrliche 
Beſtaͤtigung hierdurch ertheilen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 4. Maͤrz 1850. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


von der Heydt. von Rabe. Simons. 


(Fr. 3239.) 28 Ber: 
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Dertrag 
mit der Aachen⸗Düſſeldorfer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Unter den nachbenannten Staatskommiſſarien: 


5 dem Geheimen Ober-Finanzrath Mellin 
un 
dem Geheimen Finanzrath von der Reck, 
t Vertretern des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche 
rbeiten, 
dem Geheimen Finanzrath Seydel, 
als Vertreter des Finanzminiſteriums, 
dem Geheimen Juſtizrath von Bernuth, 
als Vertreter des Juſtizminiſteriums, 
einerſeits, und 
den Bevollmächtigten der Aachen-Duͤſſeldorfer Eiſenbahn-Geſellſchaft, 
und zwar: 
Seitens der Direktion: 
dem Vorſitzenden der Direktion, Kaufmann N. C. Strom aus 
Aachen und 
dem Direktions-Mitgliede, Geheimen Regierungsrath Arndts aus 
Duͤſſeldorf; 
Seitens der Aktionaͤre 
dem Rechtsanwalt Lewald aus Berlin 
andererſeits, 


wurde heute, nachdem die eben genannten Bevollmaͤchtigten der Aachen-Duͤſſel⸗ 
dorfer Eiſenbahn-Geſellſchaft durch das in notariell beglaubigter Form ange⸗ 
haͤngte Protokoll uͤber die General-Verſammlung vom 10. Auguſt 1849. und 
das Protokoll uͤber die Sitzung der Direktion der Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft vom 10. Auguſt 1849. ihre unbeſchraͤnkte Ermaͤchtigung zum Abſchluß 
eines Vertrages mit dem Staate nach ewieſen hatten, 

vorbehaltlich der höheren Genen Seitens der zuſtaͤndigen Staats: 


Behoͤrden, 
nachfolgender Vertrag abgeſchloſſen. 


. 

Um der unterm 21. Auguſt 1846, (Geſetz-Sammlung für 1846. S. 404.) 
konzeſſionirten Aachen-Duͤſſeldorfer Eiſenbahn-Geſellſchaft in Ruͤckſicht auf die 
eingetretenen unguͤnſtigen Zeitverhaͤltniſſe eine die Fortſetzung und Ausfuͤhrung 
ihres Unternehmens erleichternde Unterſtuͤtzung zu gewähren, uͤbernimmt der 
Staat den Aktionaͤren gegenuͤber eine Zinsgarantie zum Satze von drei und 
einem halben Prozent fuͤr das ſtatutenmaͤßig vier Millionen Thaler betragende 
Aktienkapital. Dieſe Bewilligung erfolgt unter den nachfolgenden Maaßgaben 
und Bedingungen. 0 

H. 2. 
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$. 2. 

Die Geſellſchaft uͤberlaͤßt dem Staat fuͤr ihre Rechnung und in ihrem 
Auftrage ſowohl die weitere Ausfuͤhrung des Baues der Bahn nebſt allem 
Zubehoͤr, als nach vollendetem Bau fuͤr immer die Verwaltung und den Be⸗ 
trieb des ganzen Unternehmens ohne jede weitere Beſchraͤnkung, als in dieſem 
Vertrage ſelbſt näher beſtimmt werden wird. 


$. 3. 
Aus dem Ertrage des Unternehmens werden 
1) die Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, fo wie alle ſon⸗ 
ſtige, das Unternehmen belaſtende Ausgaben beſtritten; 
Y ſodann wird behufs der Bildung eines Reſerve-Fonds zur Beſtreitung 
der Koſten der Erneuerung des Oberbaues und des Inventariums, der 
Vermehrung der Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der in außerordent⸗ 
lichen Fallen noͤthigen Ausgaben aus dem Ertrage Ein Prozent des 
Anlage = Kapitals vorweg genommen. Bei ſich ergebendem Beduͤrfniß 
kann dieſer Betrag angemeſſen erhoͤht werden. 
3) Der nach Abzug der unter 2. und 3. gedachten Betraͤge ſich ergebende 
Reſt bildet den zu vertheilenden Reinertrag. 


H. 4. 

dur den Fall, daß dieſe Dividende ($. 3. Nr. 3.) nicht ſieben Thaler 
fuͤr jede Aktie zu zweihundert Thalern ergeben ſollte, wird das daran Fehlende 
aus der Staatskaſſe zugeſchoſſen. 

Der Staat iſt zur Leiſtung des hiernach zu gewaͤhrenden Zuſchuſſes un⸗ 
bedingt verpflichtet, fo lange nicht die Aktien ſeinerſeits erworben ſind (F. 8. 
und F. 16.). Die garantirten Zinſen werden halbjährlich, am 2. Januar und 
1. Juli jeden Jahres, die uͤber 31 Prozent aufkommende Dividende ($. 6.) 
nach Legung der jährlichen Betriebsrechnung (H. 11.) gezahlt. 


$. 5. 
Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren Zins⸗ 
kupons und Dividendenſcheine ausgereicht, welche mit einem Kontrolzeichen des 
Staats verſehen und nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


88 

Wenn der Reinertrag (F. 3. Nr. 3.) ſich auf mehr als drei und ein 
halbes Prozent des Aktienkapitals belaͤuft, fo fällt von dieſem Ueberſchuſſe bis 
zum Betrage von fuͤnf Prozent einſchließlich ein Viertel, von dem Ueberſchuſſe 
uͤber fuͤnf Prozent die Haͤlfte dem Staate zu, um, nach ſeinem Ermeſſen, zur 
Deckung etwaiger Zinszuſchuͤſſe (H. 4.) oder zur Erwerbung von Aktien der 
Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft nach dem Tageskurſe oder im Wege 
der Auslooſung zum Nennwerthe zu dienen. Die auf die eine oder andere 
Weiſe erworbenen Aktien gehen mit allen Rechten aus denſelben in das Ei⸗ 

genthum des Staates uͤber. 
(Fr. 3239.) 8 


- Bi. 


K . 

Im Falle der Auslooſung der Aktien nach dem Nennwerthe geſchieht 
ſolche durch die den Betrieb leitende Behoͤrde oder einen Kommiſſarius derſel⸗ 
ben am 1. Juli, in Gegenwart zweier, von der Deputation der Geſellſchaft 
1 10.) zu erwaͤhlenden Bevollmächtigten und eines das Protokoll fuͤhrenden 

otars. 

Die Nummern der ausgelooſten Aktien werden dreimal oͤffentlich bekannt 
gemacht, und es wird zugleich beftimmt, an welchem Tage des Monats De⸗ 
zember deſſelben Jahres die Kapitalbetraͤge gegen Ablieferung der Aktien und 
der nach dem 2. Januar des folgenden Jahres faͤllig werdenden Zinskupons 
und Dividendenſcheine erhoben werden koͤnnen. 

Der Inhaber einer ausgelooſten Aktie ſcheidet mit dem Ablauf desjenigen 
Jahres, in welchem die Auslooſung ſtatt gefunden hat, aus der Geſell⸗ 
ſchaft aus. 

Die Nummern der ausgelooſten Aktien, welche in Folge der Bekannt⸗ 
machung nicht zur beſtimmten Zeit vorgezeigt werden möchten, werden zehn 
Jahre hinter einander behufs Empfangnahme der Zahlung jährlich öffentlich 
aufgerufen. 

Diejenigen Aktien, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten 
Öffentlichen Aufruf zur Einloͤſung vor ezeigt werden, ſind werthlos, welches 
alsdann unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Aktien oͤffent⸗ 
lich zu erklaͤren iſt. Die Koſten des Verfahrens werden aus dem Kapital⸗ 
betrage für dieſe Aktien entnommen und der Ueberfehuß wird zu Unterſtuͤtzun⸗ 
gen fuͤr das bei der Bahn angeſtellte Perſonal verwendet. 


$. 8. 

Sobald ſaͤmmtliche Aktien vom Staate erworben find, wird die Bahn 
und das Betriebsmaterial nebſt dem geſammten Zubehoͤr, dem Reſervefonds und 
ſaͤmmtlichen Aktivis und Paſſivis Eigenthum des Staats, ſofern derſelbe ſol⸗ 
ches nicht früher auf anderem Wege erwerben ſollte. 


K. 

Zur Ausfuͤhrung des Baues der Bahn, welche im Weſentlichen nach 
dem bereits feſtgeſtellten Plane erfolgen ſoll, ſowie zur demnaͤchſtigen Verwal⸗ 
tung und zum Betriebe des Unternehmens wird unter der Firma „Königliche 
Eiſenbahn⸗Direktion“ von dem Miniſterium fir Handel, Gewerbe und öffent: 
liche Arbeiten, mit der Befugniß, auch deren Sitz zu beſtimmen, eine Direktion 
eingeſetzt, welche innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes die Rechte und 
Pflichten einer öffentlichen Behörde haben fol. Auf dieſelbe gehen alle in dem 
Statut der Direktion, dem Verwaltungsrath und der General⸗Verſammlung (mit 
Ausnahme der der General-Verſammlung im F. 12. vorbehaltenen Funktionen) 
beigelegten Befugniſſe uͤber. Insbeſondere hat die Direktion auch die jaͤhrlich 
zu vertheilende Dividende feſtzuſetzen. Dieſelbe leitet den Bau und den dem 
naͤchſtigen Betrieb fuͤr Rechnung der Geſellſchaft, ſo daß dieſelbe in Betreff der 
a von 
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von ihr einzugehenden Vertraͤge und Verbindlichkeiten als Bevollmaͤchtigte der 
Geſellſchaft ji betrachten if. Die Koſten diefer Verwaltung (Gehälter, Reife: 
und Buͤreaukoſten u. ſ. w.) werden aus den Fonds der Geſellſchaft beſtritten. 
Seitens des Staats bleibt vorbehalten, der gedachten Koͤniglichen Eiſenbahn⸗ 
Direktion auch die Leitung des Baues und des Betriebes anſchließender Bah⸗ 
nen mit zu uͤbertragen, in welchem Falle die Gehälter und ſonſtigen Koſten 
dieſer Direktion nach der Meilenzahl der verwalteten Bahnen unter die verſchie⸗ 
denen Eiſenbahn⸗Unternehmungen vertheilt werden. 


F. 10. 


Um der Geſellſchaft eine beiraͤthige Mitwirkung bei der Ausfuͤhrung des 
Baues und der Leitung der demnaͤchſtigen Verwaltung des Unternehmens zu 
gewaͤhren, ſoll von der General⸗Verſammlung eine Deputation von fuͤnf Mit⸗ 
gliedern und eben ſo viel Stellvertretern gewaͤhlt werden, welche an Orten, die 
von der Bahn beruͤhrt werden, oder wenigſtens in der Naͤhe derſelben belegen 
ſind, ihren Wohnſitz haben muͤſſen. 

Aus demſelben Orte duͤrfen nicht mehr als hoͤchſtens zwei Mitglieder ge⸗ 
waͤhlt werden. Die Mitglieder der Deputation, wie auch die Stellvertreter 
müffen wenigſtens zehn Aktien beſitzen, welche während der Amtsdauer deponirt 
und außer Kurs geſetzt werden. Die zuerſt Gewaͤhlten ſollen bis zu Ende Au⸗ 
guſt 1852. fungiren. Hiernaͤchſt ſcheiden alljährlich abwechſelnd zwei resp. drei 
Mitglieder und Stellvertreter aus, zuerſt nach dem Looſe und ſpäter nach dem 
Amtsalter. i 

Die Stellen der Ausſcheidenden werden durch die alljährlich im Auguſt 
ſtattfindende General⸗Verſammlung wieder beſetzt; die ausſcheidenden Mitglie⸗ 
der ſind wieder waͤhlbar. 

Die Deputation waͤhlt aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden. Ihre Be- 
ſchluͤſſe werden kollegialiſch gefaßt. Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen 
wenigſtens drei Mitglieder anweſend ſein. 

Dieſe Deputation, welche die Rechte und Intereſſen der Geſellſchaft, 
insbeſondere der Koͤniglichen Eiſenbahn-Direktion gegenuͤber, wahrzunehmen hat, 
wird in wichtigen Angelegenheiten, insbeſondere bei Beſchaffung des Mehr⸗ 
bedarfs zur Vollendung der Bahn, bei etwaniger Erhoͤhung der jaͤhrlich zum 
Reſervefonds einzubehaltenden Summe (F. 3. Nr. 2.), bei Feſtſtellung des 
Fahrplans, des Tarifs und der Dividende mit ihrem Gutachten gehört und, 
dringend eilige Faͤlle ausgenommen, deren abweichende Anſicht von der Koͤnigli⸗ 
chen Direktion dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbei⸗ 
ten zur Entſcheidung eingereicht werden. Die Deputation hat ihre Konferen⸗ 
zen an dem Sitze der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu halten. 

Die Mitglieder derſelben erhalten fuͤr die Tage, wo Konferenzen ſtatt⸗ 
finden, Diäten von drei Rthlr. und ſoweit fie nicht auf der Bahn ſelbſt reiſen, 
Reiſekoſten nach der Verordnung vom 10. Juni 1848. 


a H. 11. 
Dieſer Deputation ($. 10.) wird nach vollendetem Bau auch die Rech⸗ 


nung uͤber die Bauausfuͤhrung, und ſodann jaͤhrlich in der erſten Haͤlfte des 


(Fr. 3239.) fol⸗ 
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folgenden Jahres die Rechnung über den jährlichen Betrieb mitgetheilt. Die⸗ 
jenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch die Di⸗ 
rektion felbft erledigt werden, überreicht die Deputation dem Miniſterium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, welchem daruͤber die ſchließliche Ent: 
ſcheidung zuſteht. 


§. 12. 


Die General⸗Verſammlung wird jährlich im Auguſt von dem Vorſitzen⸗ 
den der Deputation berufen, um die Wahl der ausſcheidenden Mitglieder dies 
ſer Deputation zu bewirken und um den Bericht derſelben uͤber die Lage des 
Unternehmens entgegen zu nehmen. 


H. 13. 


Sollte das Aktienkapital von vier Millionen Thalern zur vollſtaͤndigen 
Herſtellung und Ausruͤſtung der Bahn nicht ausreichen, ſo wird, ohne den 
jetzigen Aktionaͤren eine Verpflichtung zur weiteren Betheiligung aufzuerlegen, 
der Mehrbedarf durch eine Prioritaͤts-Anleihe herbeigeſchafft. Die Aktionäre 
werd ruͤckſichtlich der Betheiligung bei dieſer Anleihe vorzugsweiſe beruͤckſichtigt 
werden. 


$. 14. 


Die eingezahlten und noch einzuzahlenden Raten des Aktienkapitals ſol— 
len nach erfolgter Einzahlung der naͤchſten zehn Prozente während der muth⸗ 
maaßlich bis zum 1. Juli 1852. dauernden Bauzeit mit vier Prozent verzinſet 
werden; die Zinſen werden auf die ſpaͤteren Einzahlungen jährlich in Anrech⸗ 
nung gebracht. 


H. 15. 


Auf den Wunſch der Aktionaͤre koͤnnen die Quittungsbogen kuͤnftig Uber 
den Betrag der Aktien, alſo je uͤber 200 Thaler, ausgeſtellt werden. Auch 
le Aktionaire die Befugniß haben, die einzelnen Aktien ſofort voll ein— 
zuzahlen. 8 

Sie erhalten alsdann Aktien ausgehaͤndigt, welche bis zum 1. Juli 
1852. ($. 14.) mit 4 Prozent, von dieſem Zeitpunkte ab mit 33 Prozent halb⸗ 
jaͤhrlich verzinſet werden. 

H. 16. 
„Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, gegen Erſtattung des vollen 
Nominalwerthes ſaͤmmtliche Aktien zu jeder Zeit, nach vorgaͤngiger öffentlich 
bekannt zu machenden ſechsmonatlichen Kuͤndigungsfriſt, einzulöfen und dadurch 
das Eigenthum der Bahn zu erwerben. In dieſem Falle kommen die betref⸗ 
fenden, im H. 7. dieſes Vertrages für die Auslooſung gegebenen Beſtimmun⸗ 
gen zur Anwendung. 
Se 47% 

Alle dem gegenwärtigen Vertrage entgegenftehende Beſtimmungen des 

un⸗ 
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unterm 25. Auguſt 1846. Allerhöchft genehmigten Statuts nebſt deſſen Nach⸗ 
trage werden hierdurch modifizirt und beziehungsweiſe aufgehoben. 
Berlin, den 29. September 1849. 


(Unterſchriften.) 


vertrag 


mit der Ruhrort⸗Krefeld⸗Kreis Gladbacher Eifenbahn- 
| Geſellſchaft. | 


Unter den nachbenannten Staatskommiſſarien: 


dem Geheimen Ober-Finanzrath Mellin und 
dem Geheimen Finanzrath v. d. Reck, 
als Vertretern des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten, 
dem Geheimen Finanzrath Seydel, 
als Vertreter des Finanzminiſteriums, 
dem Geheimen Juſtizrath v. Bernuth, 
als Vertreter des Juſtizminiſteriums, 


einerſeits, und 


den Bevollmaͤchtigten der Ruhrort-Krefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, 

dem Kaufmann Johann Hermes aus Krefeld, 

dem Kaufmann Wilhelm Wiesmann aus Ruhrort, 

dem Landrath Leys ner aus Krefeld, d 

dem Advokat⸗Anwalt Wilhelm Weiler aus Düffeldorf, 


andererſeits, 


wurde heute, nachdem die oben genannten Bevollmaͤchtigten der Ruhrort-Krefeld⸗ 
Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft durch das in notariell beglaubigter Form 
angehaͤngte Protokoll uͤber die General-Verſammlung vom 1. Mai 1849. und 
die notarielle Vollmacht des Verwaltungsraths und der Direktion der Ruhr⸗ 
orf= Krefeld - Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft vom 31. Mai 1849. ihre 
unbeſchraͤnkte Ermaͤchtigung zum Abſchluß leines Vertrages mit dem Staate 
nachgewieſen hatten: 
vorbehaltlich der hoͤheren Genehmigung Seitens der zuſtaͤndigen Staats⸗ 
Behörden, 
nachfolgender Vertrag abgefchloffen. 


Jahrgang 1850, (Nr. 3239.) N 23 K 
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9 4. 

Um der unterm 8. Januar 1847. (Geſetz-Sammlung fir 1847. Seite 
46.) konzeſſionirten Ruhrort-Krefeld-Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft in 
Ruͤckſicht auf die eingetretenen unguͤnſtigen Zeitverhaͤltniſſe eine, die Fortſetzung 
und Ausfuͤhrung ihres Unternehmens erleichternde Unterſtuͤtzung zu gewaͤhren, 
uͤbernimmt der Staat den Aktionairen gegenüber eine Zinsgarantie zum Satze 
von drei und einem halben Prozent fuͤr das ſtatutenmaͤßig eine Million zwei: 
mal hunderttauſend Thaler betragende Aktienkapital. Sollte auf Grund des 
H. 20. des Statuts eine weitere Ausgabe von dreitauſend Stuͤck Stammaktien 
erfolgen, ſo ſoll die Staatsgarantie von drei und einem halben Prozent auch 
auf dieſe dreimal hunderttauſend Thaler Anwendung finden. 


dingungen. 
2 


Die Geſellſchaft uͤberlaͤßt dem Staat fuͤr ihre Rechnung und in ihrem 
Auftrage ſowohl die weitere Ausfuͤhrung des Baues der Bahn nebſt allem 
Zubehör, als nach vollendetem Bau für immer die Verwaltung und den Be 


Dieſe Bewilligung erfolgt unter den nachfolgenden Maaßgaben und Be⸗ 


trieb des ganzen Unternehmens ohne jede weitere Beſchraͤnkung, als in dieſen 


Vertrage ſelbſt naͤher beſtimmt werden wird. 


H. 3. . 


Aus dem Ertrage des Unternehmens werden: | 

1) die Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie alle fonftige, 
das Unternehmen belaſtende Ausgaben beſtritten. 

2) Sodann wird behufs der Bildung eines Reſervefonds zur Beſtreitung 
der Koſten der Erneuerung des Oberbaues und des Inventariums, der 
Vermehrung der Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der in außerordent⸗ 
lichen Fallen noͤthigen Ausgaben aus dem Ertrage Ein Prozent des 
Anlagekapitals vorweg genommen. Bei ſich ergebendem Beduͤrfniß kann 


dieſer Betrag angemeſſen erhöht werden. Sobald jedoch der Reſerve⸗ 


fonds die Summe von zweimal hunderttauſend Thalern erreicht hat, ſollen, 
wenn nach dem Ermeſſen der den Betrieb leitenden Behoͤrde der Zuſtand 
der Bahn und deren Inventar es geſtattet, fernere Zuſchuͤſſe bis zur 
weiter noͤthig werdenden Ergaͤnzung aufhoͤren. 

3) Der nach Abzug der unter 2. und 3. gedachten Betraͤge ſich ergebende 
Reſt bildet den zu vertheilenden Reinertrag. | 


$ 4. 


Fur den Fall, daß diefe Dividende ($. 3. Nr. 3.) nicht drei und einen | 
halben Thaler für jede Aktie zu einhundert Thalern ergeben follte, wird das | 
daran Fehlende aus der Staatskaſſe zugeſchoſſen. } 

Der Staat ift zur Leiſtung des hiernach zu gewaͤhrenden Sn 

beding 
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bedingt verpflichtet, ſo lange nicht die Aktien ſeinerſeits erworben find (F. 8. 
und $. 14.). Die garantirten Zinſen werden halbjaͤhrlich am 2. Januar und 
1. Juli jeden Jahres, die uͤber drei und ein halbes Prozent aufkommende Di⸗ 
vidende (F. 6.) nach Legung der jährlichen Betriebsrechnung (H. 11.) gezahlt. 


H. 5. 


Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren Zins⸗ 
Kupons und Dividendenſcheine ausgereicht, welche mit einem Kontrolzeichen 
de verſehen, und nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt 
werden. 


$. 6. 

Wenn der Reinertrag (F. 3. Nr. 3.) ſich auf mehr als drei und ein 
halbes Prozent des Aktienkapitals belaͤuft, fo fallt von dieſem Ueberſchuſſe bis 
zum Betrage von fuͤnf Prozent einſchließlich ein Viertel, von dem Ueberſchuſſe 
über fuͤnf Prozent die Halfte dem Staate zu, um nach feinem Ermeſſen, zur 
Deckung etwaiger Zinszuſchuͤſſe ($. 4.) oder zur Erwerbung von Aktien der 
Ruhrort-⸗Krefeld-Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft nach dem Tageskurſe 
oder im Wege der Auslooſung zum Nennwerthe zu dienen. 

Die auf die eine oder andere Weiſe erworbenen Aktien gehen mit allen 
Rechten aus denſelben in das Eigenthum des Staats uͤber. 


H 


Im Falle der Auslooſung der Aktien nach dem Nennwerthe geſchieht 
ſolche durch die den Betrieb leitende Behoͤrde oder einen Kommiſſarius derſel— 
ben am 1. Juli, in Gegenwart zweier, von der Deputation der Geſellſchaft 
1 10.) zu waͤhlenden Bevollmaͤchtigten und eines das Protokoll fuͤhrenden 
Notars. 

Die Nummern der ausgelooſten Aktien werden dreimal oͤffentlich bekannt 
gemacht und es wird zugleich beſtimmt, an welchem Tage des Monats Dezem— 
ber deſſelben Jahres die Kapitalbetraͤge gegen Ablieferung der Aktien und der 
nach dem 2. Januar des folgenden Jahres faͤllig werdenden Zinskupons und 
Dividendenſcheine erhoben werden koͤnnen. 

Der Inhaber einer ausgelooſten Aktie ſcheidet mit dem Ablaufe desjeni- 
gen Jahres, in welchem die Auslooſung ſtatt gefunden hat, aus der Geſell— 
ſchaft aus. 

Die Nummern der ausgelooſten Aktien, welche in Folge der Bekannt⸗ 
machung nicht zur beſtimmten Zeit vorgezeigt werden moͤchten, werden zehn 
Jahre hinter einander behufs Empfangnahme der Zahlung jaͤhrlich oͤffentlich 
aufgerufen. i 

Diejenigen Aktien, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten 
‚öffentlichen Aufruf zur Ginlöfung vorgezeigt werden, find werthlos, welches 
alsdann unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Aktien oͤffent⸗ 
lich zu erklaͤren iſt. ; . 

(Ar. 3239.) 23* Die 
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\ Die Koſten des Verfahrens werden aus dem Kapitalbetrage fir dieſe 
Aktien entnommen und der Ueberſchuß wird zu Unterſtuͤtzungen fuͤr das bei der 
Bahn angeſtellte Perſonal verwendet. 


§. 8. 


Sobald ſaͤmmtliche Aktien vom Staate erworben ſind, wird die Bahn 
und das Betriebsmaterial nebſt dem geſammten Zubehör, dem Reſerve-Fonds 
und ſaͤmmtlichen Aktivis und Paſſivis Eigenthum des Staats, ſofern derſelbe 
ſolches nicht fruͤher auf anderem Wege erwerben ſollte. 


F. 9. 


Zur Ausfuͤhrung des Baues der Bahn, welche im Weſentlichen nach 
dem bereits feſtgeſtellten Plane erfolgen ſoll, ſo wie zur demnaͤchſtigen Ver⸗ 
waltung und zum Betriebe des Unternehmens wird unter der Firma „Koͤnig⸗ 
liche Eiſenbahn⸗Direktion“ von dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, mit der Befugniß, auch deren Sitz zu beſtimmen, eine Die 
rektion eingeſetzt, welche innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes die 
Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſoll. Auf dieſelbe gehen 
alle in dem Statut der Direktion, dem Verwaltungsrath und der General— 
Verſammlung (mit Ausnahme der der General-Verſammlung im $. 12. vor: 
behaltenen Funktionen) beigelegten Befugniſſe uͤber; insbeſondere hat ſie auch 
die jaͤhrlich zu vertheilende Dividende feſtzuſetzen. Sie leitet den Bau und den 
demnaͤchſtigen Betrieb fuͤr Rechnung der Geſellſchaft, ſo daß dieſelbe in Betreff 
der von ihr einzugehenden Vertraͤge und Verbindlichkeiten als Bevollmächtigte 
der Geſellſchaft zu betrachten iſt. 

Die Koften dieſer Verwaltung (Gehälter, Reiſe- und Buͤreaukoſten) 
werden aus dem Fonds der Geſellſchaft beſtritten. Seitens des Staats bleibt 
vorbehalten, der gedachten Koͤniglichen Eiſenbahn-Direktion auch die Leitung 
des Baues und des Betriebes anfchließender Bahnen mit zu uͤbertragen, in 
welchem Falle die Gehaͤlter und ſonſtigen Koſten dieſer Direktion nach der 
Meilenzahl der verwalteten Bahnen unter die verſchiedenen Eiſenbahn-Unterneh⸗ 
mungen vertheilt werden. 


S. 10. 


Um der Geſellſchaft eine beiraͤthige Mitwirkung bei der Ausfuͤhrung des 
Baues und der Leitung der demnaͤchſtigen Verwaltung des Unternehmens zu 
gewaͤhren, ſoll von der General⸗Verſammlung eine Deputation von fuͤnf Mit: 
gliedern gewaͤhlt werden, wovon eins in dem Kreiſe Krefeld, eins in dem 
Kreiſe Duisburg und eins entweder in dem Kreiſe Gladbach oder im Kreiſe 
Kempen ſeinen Wohnſitz haben muß. 

Die beiden uͤbrigen Mitglieder koͤnnen zwar beliebig gewählt werden, 
muͤſſen jedoch ihren Wohnſitz an einem an der Bahn oder an einem nicht 1. 
entfernt von derſelben belegenen Orte haben. Es werden eben ſo viel Ste . 
vertreter mit denſelben Beſtimmungen hinſichtlich des Domizils gewaͤhlt. = 

zuer 
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zuerſt Gewaͤhlten ſollen bis Auguſt 1851. fungiren. Hiernaͤchſt ſcheiden alljaͤhr⸗ 
lich abwechſelnd zwei resp. drei Mitglieder und Stellvertreter aus, zuerſt nach 
dem Looſe und ſpaͤter nach dem Amtsalter. Die Stellen der Ausſcheidenden 
werden durch die alljaͤhrlich im Auguſt ſtattfindende General-Verſammlung 
wieder beſetzt, die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. 

Ruͤckſichtlich der Wahlfaͤhigkeit, des freiwilligen Austritts und des Er- 
ſatzes der vor Ablauf der Amtsdauer austretenden Mitglieder finden die Be— 
ſtimmungen der $$. 36. 38. und 39. des Statuts Anwendung. 

Die Deputation waͤhlt aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden. Ihre Be⸗ 
ſchluͤſſe werden kollegialiſch gefaßt. Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen 
wenigſtens drei Mitglieder anweſend ſein. ö 

Dieſe Deputation, welche die Rechte und Intereſſen der Geſellſchaft, 
insbeſondere der Koͤniglichen Eiſenbahn⸗Direktion gegenuͤber, wahrzunehmen 
hat, wird in wichtigen Angelegenheiten, insbeſondere bei Beſchaffung des 
Mehrbedarfs zur Vollendung der Bahn, bei etwaniger Erhoͤhung der jaͤhrlich 
zum Reſervefonds einzubehaltenden Summe (H., 3. Nr. 2.), bei Feſtſtellung 
des Fahrplans, Tarifs und der Dividende mit ihrem Gutachten gehoͤrt, und, 
dringend eilige Faͤlle ausgenommen, deren abweichende Anſicht von der Koͤnigli⸗ 
chen Direktion dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
zur Entſcheidung eingereicht werden. Die Deputation hat ihre Konferenzen 
an dem Sitze der Koͤniglichen Eiſenbahn⸗Direktion zu halten. Die Mitglieder 
derſelben erhalten fuͤr die Tage, wo Konferenzen ſtatt finden, Diaͤten von 
drei Thalern, und ſo weit ſie nicht auf der Bahn ſelbſt reiſen, Reiſekoſten 
nach der Verordnung vom 10. Juni 1848. 85 


F. 14. 


Dieſer Deputation ($. 10.) wird nach vollendetem Bau auch die Rech— 
nung uͤber die Bau⸗Ausfuͤhrung und ſodann jaͤhrlich, in der erſten Haͤlfte des 
folgenden Jahres, die Rechnung uͤber den jaͤhrlichen Betrieb mitgetheilt. Die⸗ 
jenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch die 
Direktion felbft erledigt worden, uͤberreicht die Deputation dem Miniſterium für. 
Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, welchem daruͤber die ſchließliche 
Entſcheidung zuſteht. 


§. 12. 


Die General⸗Verſammlung wird jährlich im Auguſt von dem Vorſitzen⸗ 
den der Deputation berufen, um die" Wahl der Mitglieder dieſer Deputation 
zu bewirken, und um den Bericht derſelben uͤber die Lage des Unternehmens 
entgegen zu nehmen. 


§. 13. 


Sollte das Aktienkapital von einer Million zweimal hunderttauſend, resp. 
von einer Million fünfmal hunderttauſend Thalern ($. 1.) zur vollftändigen 
Herſtellung und Ausruͤſtung der Bahn nicht ausreichen, ſo wird, ohne den 
jetzigen Aktionairen eine Verpflichtung zur weiteren Betheiligung e 

(Fr. 3239.) er 


der Mehrbedarf durch eine Prioritaͤts-Anleihe herbeigeſchafft. Die Aktionaire 
1 ruͤckſichtlich der Betheiligung bei dieſer Anleihe vorzugsweiſe beruͤckſichtigt 
werden. 


§. 14. 


Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, gegen Erſtattung des vollen 4 


Nominalwerths ſaͤmmtliche Aktien zu jeder Zeit, nach vorgaͤngiger oͤffentlich 

bekannt zu machenden ſechsmonatlichen Kuͤndigungsfriſt, einzuloͤſen und dadurch 

das Eigenthum der Bahn zu erwerben. In dieſem Falle kommen die im H. 7. 

dieſes Vertrages fuͤr die Auslooſung gegebenen Beſtimmungen zur Anwendung. 
H. 15. 


Alle dem gegenwaͤrtigen Vertrage entgegenſtehende Beſtimmungen des 
unterm 8. Januar 1847. Allerhoͤchſt genehmigten Statuts werden hierdurch 
modifizirt und beziehungsweiſe aufgehoben. 


Berlin, den 26. September 1849. 


(Unterſchriften.) 


(Ir. 3240.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. März 1850., wegen Einſetzung der Königlichen 
Direktion der Aachen-Duͤſſeldorf-Ruhrorter Eiſenbahn. 


Z. Ausfuͤhrung der Beſtimmungen des H. 9. der, beziehungsweiſe unterm 
. und 26. September 1849. mit der Aachen-Duͤſſeldorfer und der Ruhrort—⸗ 
Krefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Verträge ermaͤch— 
tige Ich Sie, Behufs des Fortbaues ſowie der Verwaltung und des Betriebes 
beider Eiſenbahnunternehmungen eine gemeinſame Behoͤrde unter dem Namen 
„Koͤnigliche Direktion der Aachen-Duͤſſeldorf-Ruhrorter Eiſenbahn“ einzuſetzen, 
welche von Ihnen unmittelbar reſſortiren, vorläufig bis auf weitere Beſtim— 
mung in Aachen ihren Sitz nehmen und in Angelegenheiten der ihr uͤbertrage— 
nen Geſchaͤfte alle Befugniſſe einer oͤffentlichen Behoͤrde haben ſoll. 

; ‚ Diefer Erlaß ift durch die Gefek - Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
u bringen. 
| Charlotte den 4. Maͤrz 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
von der Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3241,) 
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(Nr. 3241.) Bekanntmachung vom 7. März 1850., betreffend die Abänderung der bisheri— 
gen und die Allerhoͤchſte Genehmigung der neuen Statuten des Eſchweiler 
Bergwerks-Ver eins. g f 


S. Majeſtaͤt der König haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 4. März 
d. J. die von dem Eſchweiler Bergwerks-Verein beſchloſſene Abänderung fei- 
ner unterm 31. Mai 1835. landesherrlich beſtaͤtigten Statuten zu genehmigen 
und das von dem Vereine in den Notariatsakten vom 4. April 1849. und 
5. Januar 1850. vorgelegte neue Statut zu beſtaͤtigen geruhet. Dies wird 
nach den Vorſchriften HH. 3. und 4. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. hierdurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß 
das neue Statut und die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungs-Urkunde durch das Amts⸗ 
blatt der Koͤniglichen Regierung zu Aachen zur oͤffentlichen Kenntniß gelangt. 
Berlin, den 7. Maͤrz 1850. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und ‚öffentliche Arbeiten. 
von der Heydt. 


(Nr. 3242.) Geſetz, die unverzinsliche Staatsſchuld betreffend. Vom 7. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | e 
verordnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 
1 


K . 
Die unverzinsliche Staatsſchuld beſteht fortan: 

1) aus dem in dem Staatsſchulden-Etat vom 17. Januar 1820. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 18.) bereits aufgeführten, in Gemaͤßheit der Kabinets⸗ 
Order vom 21. Dezember 1824. (Geſetz⸗Sammlung S. 238.) in Kaſ⸗ 
ſenanweiſungen verbrieften Betrage von.... 11,242,347 Rthlr. 

2) aus den in Gemaͤßheit der Kabinetsorder vom 22. 1 8 
April 1827. (Geſetz-Sammlung S. 33.) in Umlauf 
geſetzten Kaſſenanweiſungen im Betrage von ....... 6,000,000 

3) aus den gemaͤß der Kabinetsorder vom 5. Dezember 
1836. (Geſetz-„Sammlung S. 318.) 

a) gegen Einziehung der von der Seehandlung früher 

ausgegebenen Kaſſenſcheine im Betrage von ... 2,000,000 
b) gegen Einziehung der von der ritterſchaftlichen 8 

Privatbank für Pommern ausgegebenen Bank⸗ 

ſcheine im Bages 8 500,000 = 
ausgefertigten Kaſſenanweiſungen; 

4) aus den von der Preußiſchen Bank nach H. 29. der 
Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846. (Geſetz⸗Samm⸗ 
füng.©. A) m 8 1,100,000 = 
annoch abzuliefernden Kaſſenanweiſungen. — 

Geſammt⸗Betrag 20,842,347 Rthlr. 


(Fr. 32413242.) H. II. 
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H. II. 


Die nach den Kabinetsorders vom 22. April 1827. (Geſetz-Sammlung S. 
33.), vom 5. Dezember 1836. (Geſetz⸗Sammlung S. 318.) und vom 9. Mat. 
1837. (Geſetz⸗Sammlung S. 75.) für die im H. I. Nr. 2. und 3 a. aufgefuͤhr⸗ 
ten Beträge im Depofitorio der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden ver- 
wahrlich niedergelegten Staatsſchuldſcheine im Nominal⸗Betrage von 8,000,000 
Rthlrn. find, nachdem ſolche zuvor wieder in Kurs geſetzt worden, nebſt den 
dazu gehörigen Zinskupons mit 6 Millionen Thalern an die General-Staats⸗ 
kaſſe und mit 2 Millionen Thalern an die Seehandlung abzuliefern, wogegen 
die letztere den Betrag von 2 Millionen Thalern in Kaſſenanweiſungen an die 
General⸗Staatskaſſe zu zahlen hat. 


F. III. 


Die im H. 29. der Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846. (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 442.) angeordnete Vernichtung der von der Preußiſchen Bank an die 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden zuruͤckzuliefernden Kaſſenanweiſungen 
findet für den annoch ruͤckſtaͤndigen Betrag von 1,100,000 Thalern ($. I. Nr. 4.) 
nicht ſtatt, vielmehr iſt dieſer Betrag von der Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ 
ſchulden an die General⸗Staatskaſſe abzuliefern. Die Preußiſche Bank bleibt 
dennoch ermaͤchtigt, den gleichen Betrag in Banknoten ſofort nach erfolgter 
Zuruͤcklieferung der Kaſſenanweiſungen auszugeben. 


$. IV. 


Die nach $$. II. und III. an die General⸗Staatskaſſe abzuliefernden Staats⸗ 
ſchuldſcheine und Kaſſenanweiſungen ſind nach Anordnung des Finanzminiſters 
zur Deckung der außerordentlichen Ausgaben der Jahre 1849. und 1850. zu 
verwenden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 7. Maͤrz 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


